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Gesamtstädtisches Seveso-II-Konzept 
Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange analog § 4 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) 
 

T 1 Bezirksregierung Düsseldorf, Dez. 53, Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf 

  

 
 

 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 2 Bezirksregierung Köln, Dez. 35, Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln 
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 Stellungnahme der Verwaltung: 

 

Zu 1) 

Eine Stellungnahme ist nicht erforderlich. 

 

Zu 2) 

Der Begriff „schutzbedürftige Gebiete“ stammt aus dem § 50 Satz 1 Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG). Die dort aufgeführte Auflistung ist 
nicht abschließend. Der Leitfaden „Empfehlungen für Abstände zwischen 
Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Ge-
bieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG“ (KAS-
18) der Kommission für Anlagensicherheit konkretisiert diese Auflistung 
durch die Benennung von schutzbedürftigen Gebieten, Nutzungen und Ob-
jekten. Auch diese Liste ist nicht abschließend. 

In § 50 BImSchG, KAS-18 und der Kommentierung ist die Rede von „dem 
Wohnen dienende Gebiete“. Entsprechend sind auch nur diese in der Tabel-
le 4.2 des konzeptionellen Gutachtenteils aufgeführt, nicht aber einzelne 
Wohngebäude.  

Die Stadt Leverkusen sieht nicht nur Wohngebiete, sondern bereits einzelne 
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Wohngebäude als schutzbedürftig an, weshalb diese im konzeptionellen 
Gutachtenteil als in Planungszone 1 nicht zulässige Nutzung aufgeführt sind 
(vgl. Kap. 5.3.1, S. 32). Ihre Errichtung ist unter bestimmten Voraussetzun-
gen nur in Planungszone 2 zulässig. Zudem müssen technische Schutz-
maßnahmen insofern realisiert werden, als dass beispielsweise Fenster und 
Türen eingebaut werden, die im Ereignisfall luftdicht verschlossen werden 
können. Auf Zwangslüftungen sollte daher verzichtet werden (vgl. konzepti-
oneller Gutachtenteil, S. 21).  

Die Auflistung der zulässigen bzw. nicht zulässigen Nutzungen in Kapitel 5.3 
(S. 53) des konzeptionellen Gutachtenteils ist ebenfalls beispielhaft und 
nicht abschließend. Vielmehr wird ein Rahmen vorgegeben, der Anhalts-
punkte für die Schutzbedürftigkeit eines Vorhabens liefert. 

 

Zu 3) 

Ein Kriterium für die Schutzbedürftigkeit einer neuen Nutzung ist deren Pub-
likumsaufkommen. Nutzungen mit einem hohen, nicht zielgerichteten (ohne 
Termin) Publikumsaufkommen sind als schutzbedürftig einzustufen, insbe-
sondere, wenn die Anzahl der Mitarbeiter so gering ist, dass eine angemes-
sene Betreuung der Besucher im Ereignisfall nicht gewährleistet werden 
kann. Dies trifft beispielsweise auf die in der Stellungnahme angesproche-
nen Fast-Food-Restaurants zu. Autowaschanlagen, Tankstellen oder Auto-
häuser werden im gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept als nicht schutz-
bedürftig eingestuft, da sie ein nur geringes, zielgerichtetes Publikumsauf-
kommen erzeugen. Im Ereignisfall können Verkaufsräume als Fluchtmög-
lichkeit genutzt werden. Insbesondere bei Autohäusern ist in der Regel die 
Zahl der Mitarbeiter größer als die der Kunden, so dass eine angemessene 
Betreuung gewährleistet ist.  

Die in der Stellungnahme der Bezirksregierung Köln, Dezernat 35, ange-
führte Besucherzahl bezieht sich auf öffentlich zugängliche Gebäude. So 
sind bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich und für die gleichzeitige 
Nutzung durch maximal 100 Besucher bestimmt sind, in der Planungszone 
1 zulässig, sofern auch ein Betreuungsschlüssel von 1:6 realisiert wird. Das 
bedeutet, im Ereignisfall muss ein Mitarbeiter 6 Besucher betreuen können. 
Die Formulierung im konzeptionellen Gutachtenteil hierzu war missverständ-
lich und wurde geändert (vgl. konzeptioneller Gutachtenteil, Kap. 5.3.1). 

Das Kriterium „100 Besucher“ ist dem § 75 Abs. 5 Nr. 2 des Entwurfs der 
Landesbauordnung für Nordrhein-Westfalen entlehnt (Beteiligung der An-
grenzer und der Öffentlichkeit bei Errichtung, Änderung oder Nutzungsände-
rung öffentlich zugänglicher baulicher Anlagen innerhalb des Achtungsab-
stands eines Betriebsbereichs). Darüber hinaus wird von der Stadt Lever-
kusen aktuell keine Rechtsgrundlage für die Bildung konkreter Kriterien bzw. 
Grenzen für die Schutzbedürftigkeit von Vorhaben gesehen. Bei Gebäuden, 
die der Öffentlichkeit zugänglich sind, ist immer im Einzelfall zu entscheiden, 
ob die Nutzung als schutzbedürftig einzustufen und ihre Ansiedlung inner-
halb der angemessenen Abstände vertretbar ist (vgl. konzeptioneller Gut-
achtenteil, S. 18).  

 



Anlage 7 zur Vorlage Nr. 2015/0666  - 7 - 

 

Zu 4) 

Im vorliegenden gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept wird die Gliederung 
des Stadtgebiets in zwei Planungszonen als sinnvoll angesehen. 

Diese Einteilung basiert auf Art. 12 Abs. 1 Seveso-II-Richtlinie (Abstands-
gebot), welcher die Einhaltung eines angemessenen Abstands zwischen 
Störfallbetrieben und schutzbedürftigen Nutzungen fordert. Die aktuelle 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (Az.: C-53/10, Urteil vom 
15.09.2011; im weiteren Verlauf kurz EuGH) und des Bundesverwaltungs-
gerichts (Az.: 4 C 11.11, Urteil vom 20.12.2012; im weiteren Verlauf kurz 
BVerwG) besagt jedoch, Art. 12 Abs. 1 Seveso-II-Richtlinie könne nicht so 
ausgelegt werden, dass jedes neue Vorhaben innerhalb der angemessenen 
Abstände abzulehnen ist (vgl. EuGH, Rn. 42, 46). Es gilt kein Verschlechte-
rungsverbot. Wenn im jeweiligen Einzelfall gewichtige Belange für die Zu-
lassung sprechen, darf eine schutzbedürftige Nutzung den angemessenen 
Abstand unterschreiten (vgl. BVerwG, Rn. 22). Dennoch sollen Abstände 
dort, wo sie bereits eingehalten werden, gewahrt bleiben und für die Zukunft 
als langfristiges Ziel aufgestellt werden, wenn sie noch nicht umgesetzt 
worden sind (vgl. EuGH, Rn. 47). Insbesondere darf es nicht zu einer Schaf-
fung neuer Gemengelagen oder dem erstmaligen Heranrücken einer 
schutzbedürftigen Nutzung an einen Störfallbetrieb kommen (vgl. BVerwG, 
Rn. 24, 34).Diese Vorgaben wurden in den ausgewiesenen Planungszonen 
berücksichtigt. 

Eine Abgrenzung der Planungszonen 1 und 2 erfolgt durch die Linie B, die 
sich am baulichen Bestand orientiert und die schutzbedürftigen Nutzungen 
abbildet, die die geringste Entfernung zum Betriebsbereich haben.  

Der von der Bezirksregierung Köln angesprochene in § 50 BImSchG formu-
lierte Trennungsgrundsatz ist nicht uneingeschränkt und überall anwendbar, 
zum Beispiel in gewachsenen Gemengelagen, wie sie insbesondere in Le-
verkusen-Wiesdorf rund um den CHEMPARK oder im Stadtteil Manfort um 
den Betriebsbereich der Dynamit Nobel GmbH vorliegen. In Leverkusen-
Wiesdorf beispielsweise wäre unter der Prämisse des § 50 BImSchG eine 
städtebauliche Entwicklung im Hinblick auf Wohnnutzungen oder die An-
siedlung von Einzelhandel nicht mehr möglich, die Stadtentwicklung würde 
stagnieren bzw. mit Funktionsverlusten des Stadtteilzentrums einhergehen.  

Von weitergehenden Nutzungseinschränkungen, die – wie in der vorliegen-
den Stellungnahme empfohlen – auch die Planungszone 2 betreffen, wird 
daher abgesehen. 

Im technischen Gutachtenteil sind die angemessenen Abstände unter Be-
rücksichtigung der Entwicklungsmöglichkeiten ermittelt worden, also vor 
dem Hintergrund, dass derzeit ungenutzte Flächen innerhalb der Betriebs-
bereiche in absehbarer Zeit bebaut werden können. Für den CHEMPARK 
wurde beispielsweise angenommen, dass auf den Freiflächen Anlagen mit 
einem für den CHEMPARK typischen Gefahrenpotential errichtet werden 
(vgl. technischer Gutachtenteil, Kapitel 2.4.4, S. 26). Daher ist nicht davon 
auszugeben, dass die Betreiber ihre störfallrelevanten Tätigkeiten zukünftig 
zurücknehmen. Da es nur noch sehr wenige Flächen im Leverkusener 
Stadtgebiet gibt, auf denen eine industrielle Nutzung zulässig ist (GI-
Gebiete), kann es nicht Ziel des gesamtstädtischen Seveso-II-Konzepts  
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oder der Bauleitplanung sein, diese Nutzungen weiter einzuschränken. 

Im Sinne des Rücksichtnahmegebots sollen durch das gesamtstädtische 
Seveso-II-Konzept sowohl den städtischen, schutzbedürftigen Nutzungen, 
als auch den Nutzungen innerhalb der Betriebsbereiche Entwicklungsmög-
lichkeiten eingeräumt werden.  

Die vorgeschlagene Vorgehensweise in Bezug auf weitergehende Nut-
zungseinschränkungen in Planungszone 2 kann nicht Gegenstand des ge-
samtstädtischen Seveso-II-Konzepts sein und würde dessen Rahmen über-
schreiten. Der Vorschlag wird in nachgeschalteten Bauleitplanverfahren zu 
prüfen sein.  

 

Zu 5) 

Bei den rot umrandeten „Enklaven“ handelt es sich um schutzbedürftige 
Nutzungen mit Bestandsschutz innerhalb der Planungszone 1. Diese Nut-
zungen verfügen aufgrund ihrer Lage – anders als die schutzbedürftigen 
Nutzungen in Planungszone 2 – über nur sehr geringe Entwicklungsmög-
lichkeiten. Ob beispielsweise eine Erweiterung oder Nutzungsänderung ver-
tretbar ist, muss im Einzelfall entschieden werden. Zur Verdeutlichung die-
ses Aspektes wurden die Abbildungen zur Gliederung des Stadtgebietes in 
Planungszonen überarbeitet. Zukünftig werden diese Nutzungen mit einer 
Umrandung in Orange dargestellt. Die Legende wird entsprechend um 
„Schutzbedürftige Nutzungen mit Bestandsschutz“ ergänzt und es erfolgt 
eine Erläuterung der Darstellung im konzeptionellen Gutachtenteil. 

Von einer Einbeziehung der „Enklaven“ in Planungszone 2 wurde abgese-
hen, da die Linie B dann so verlaufen würde, dass bislang unbebaute Flä-
chen, die näher am Betriebsbereich liegen als die durch Linie „B“ erfassten 
schutzbedürftigen Nutzungen, ebenfalls in Planungszone 2 einbezogen 
werden müssten. 

 

Zu 6) 

Bei den in Abbildung 5-1 gelb umrandeten Flächen und Nutzungen handelt 
es sich um schutzbedürftige betriebszugehörige Nutzungen.  

Es wurde festgestellt, dass sich die gelb umrandeten Flächen und 
Nutzungen entweder im Eigentum eines im CHEMPARK ansässigen 
Unternehmens befinden oder von CHEMPARK-Mitarbeitern bewohnt, 
besucht oder betreut werden. Im Ereignisfall ist gewährleistet, dass 
geschulte Personen anwesend sind, die die relevanten Schutzmaßnahmen 
– auch im Hinblick auf die Betreuung von Besuchern – ergreifen können. 
Zudem verfügt der CHEMPARK über einen Werksschutz und eine 
Werksfeuerwehr, die im Ereignisfall schnell eingreifen können.  

Im konzeptionellen Gutachtenteil wurde darauf hingewiesen, dass eine 
Einzelfallprüfung bzw. Neubewertung erfolgen muss, sobald eine dieser 
schutzbedürftigen betriebszugehörigen Nutzung geändert oder ein Gebäude 
durch den Eigentümer veräußert wird. 
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Zu 7) 

Die grün schraffierten Bereiche kennzeichnen im Rahmen der Gliederung 
des Stadtgebiets in Planungszonen die schutzbedürftigen Freiflächennut-
zungen. In ihrer Schutzbedürftigkeit entsprechen sie dem baulichen Bestand 
in Planungszone 2. 

Eine entsprechende Formulierung wurde zur Verdeutlichung im konzeptio-
nellen Gutachtenteil ergänzt. 

 

Zu 8) 

Die Aussage der Bezirksregierung Köln bedarf einer Klarstellung, da die 
Wahrung des Gebietscharakters nicht das zentrale Kriterium, sondern eines 
von mehreren Kriterien ist, die für die Zulässigkeit einer neuen schutzbe-
dürftigen Nutzung innerhalb der Planungszone 2 sprechen.  

So müssen gewichtige Gründe für die Ansiedlung sprechen und die Zahl der 
von einem möglichen Störfall betroffenen Personen darf sich nicht (signifi-
kant) erhöhen. Zudem ist der Gebietscharakter (im Sinne der Baunutzungs-
verordnung) zu wahren und am Vorhaben müssen technische und ggf. or-
ganisatorische Schutzmaßnahmen umgesetzt werden.  

Der konzeptionelle Gutachtenteil wurde zur Verdeutlichung um die Formu-
lierung ergänzt, dass bei der Neuansiedlung zum einen die sozioökonomi-
schen Faktoren überwiegen müssen und zum anderen die Zahl der von ei-
nem möglichen Störfall betroffenen Personen sich nicht (signifikant) erhö-
hen darf. 

Der Hinweis der Bezirksregierung Köln, dass eine sich ansonsten von der 
Art der baulichen Nutzung in das Baugebiet einfügende Vorhaben bzgl. sei-
ner Schutzbedürftigkeit unzulässig sein kann, ist richtig und wird einzelfall-
bezogen zu prüfen sein. Dies ist aber nicht im vorliegenden gesamtstädti-
schen Seveso-II-Konzept zu leisten. 

Im Einzelfall kann sich auch aus § 15 BauNVO ergeben, dass ein Vorhaben 
unzulässig ist. So kann es passieren, dass das Bauvorhaben Belästigungen 
und Störungen ausgesetzt sein würde, die aus der Umgebung kommen und 
für die angedachte Nutzung unzumutbar sind. Im bauordnungsrechtlichen 
Verfahren ergibt sich eine Prüfpflicht auch aus § 16 BauO NRW.  

 

Zu 9) 

Das gesamtstädtische Seveso-II-Konzept soll als gemeindliches Entwick-
lungskonzept durch den Rat der Stadt Leverkusen beschlossen und zukünf-
tig gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) im Rahmen der Bau-
leitplanung und auch in Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt werden. 

Es ist eine Konsequenz aus dem gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept 
(und damit aus der Rechtsprechung), dass in jedem Einzelfall geprüft wird, 
ob durch das Vorhaben ein Planerfordernis gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ent-
steht. 

Dieser Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Zu 10) 

Die Notwendigkeit einer Bestätigung der Linie B mittels städtebaulicher Ver-
träge wird derzeit nicht gesehen. 

Die Linie B orientiert sich an der tatsächlich vorhandenen Bebauung und 
grenzt die den Betriebsbereichen nächst gelegenen schutzbedürftigen Nut-
zungen gegenüber der aktuell von schutzbedürftigen Nutzungen freien Pla-
nungszone 1 (Ausnahme: „Enklaven“ mit Bestandsschutz“) ab. Es handelt 
sich dabei um eine Abgrenzung, die nicht seitens der Betreiber, sondern 
städtischerseits einzuhalten ist. Denn schutzbedürftige Nutzungen dürfen 
gemäß Rechtsprechung nicht näher an einen Betriebsbereich heranrücken. 
Ein bereits bestehender Abstand muss eingehalten werden (vgl. BVerwG, 
Rn. 34).  

 

Zu 11) 

Die Suche nach geeigneten Flächen würde den Rahmen des gesamtstädti-
schen Seveso-II-Konzepts überschreiten und sollte der vorbereitenden und 
ggf. der verbindlichen Bauleitplanung vorbehalten sein. Im Flächennut-
zungsplan der Stadt Leverkusen sind nur wenige Industriegebiete (GI) dar-
gestellt. Die Ansiedlung weiterer oder die Erweiterung bestehender Störfall-
betriebe wäre grundsätzlich nur an wenigen Standorten möglich. 

 

Zu 12) 

Die Richtlinie 2012/18/EU (Seveso-III-Richtlinie) war bis zum 31.05.2015 in 
nationales Recht umzusetzen. Da die Umsetzung in Deutschland nicht frist-
gerecht erfolgt ist, gilt die Richtlinie – allerdings nur in Teilen – unmittelbar. 
Ein Bereich, der unmittelbar wirksam ist, ist die Information und Beteiligung 
der Öffentlichkeit. 

Art. 15 Abs. 1 c Seveso-III-Richtlinie gibt vor, dass der Öffentlichkeit frühzei-
tig die Gelegenheit gegeben wird, ihren Standpunkt zu spezifischen einzel-
nen Projekten darzulegen, die sich auf neue Entwicklungen (Ansiedlung 
schutzbedürftiger Nutzungen) in der Nachbarschaft von Störfallbetrieben 
beziehen, wenn dadurch das Risiko eines schweren Unfalls oder die Unfall-
folgen verschlimmert werden. Die Information kann durch öffentliche Be-
kanntmachung oder auf anderem geeigneten Weg erfolgen (Art. 15 Abs. 2 
Seveso-II-Richtlinie). 

Während der technische Gutachtenteil der Ermittlung der angemessenen 
Abstände auf Grundlage des Leitfadens „Empfehlungen für Abstände zwi-
schen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürfti-
gen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG“ 
(KAS-18) dient, sind die neuen Entwicklungen in der Nachbarschaft der 
Störfallbetriebe Gegenstand des konzeptionellen Gutachtenteils. Der kon-
zeptionelle Gutachtenteil stellt eine Umsetzung des Art. 12 Abs. 1 Seveso-
II-Richtlinie (Abstandsgebot) und somit der aktuellen Rechtsprechung zu 
dessen Auslegung dar. Es wird eine Gliederung des Stadtgebiets in Pla-
nungszonen vorgenommen, die ein Heranrücken schutzbedürftiger Nutzun-
gen an einen Betriebsbereich verhindert und zugleich Aussagen ermöglicht, 
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ob ein neues Vorhaben am angedachten Standort grundsätzlich zulässig ist. 

Zur Ermittlung der privaten und öffentlichen Belange wurde im Rahmen der 
Erstellung des gesamtstädtischen Seveso-II-Konzepts ein Beteiligungsver-
fahren analog einem Bebauungsplanverfahren durchgeführt. Nach Be-
schluss als gemeindliches Entwicklungskonzept wird das gesamtstädtische 
Seveso-II-Konzept zu jedermanns Einsicht bereitgestellt (auch digital auf 
der städtischen Internetseite www.leverkusen.de). Diese Vorgehensweise 
wird von der Stadt Leverkusen als geeigneter Weg angesehen, die Öffent-
lichkeit über die „Seveso-II-Problematik“ auch im Hinblick auf zukünftige 
Baugenehmigungsverfahren zu informieren.  

In Einzelfällen kann aufgrund derzeit noch nicht abschätzbarer Auswirkun-
gen natürlich eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung erforderlich werden. 

 

 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird teilweise gefolgt. 

Zu 7) wurde eine entsprechende Formulierung zur Verdeutlichung im kon-
zeptionellen Gutachtenteil ergänzt. 

Zu 8) wurde im konzeptionellen Gutachtenteil zur Verdeutlichung die Formu-
lierung ergänzt, dass bei der Neuansiedlung zum einen die sozioökonomi-
schen Faktoren überwiegen müssen und zum anderen die Zahl der von ei-
nem möglichen Störfall betroffenen Personen sich nicht (signifikant) erhö-
hen darf. 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 
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T 3 Blütenstadt Leichlingen, Am Schulbusch 16, 42799 Leichlingen 

 
 

 

 
 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
  



Anlage 7 zur Vorlage Nr. 2015/0666  - 13 - 

 

T 4 Industrie- und Handelskammer zu Köln, Geschäftsstelle Leverkusen/Rhein-
Berg, An der Schusterinsel 2, 51379 Leverkusen 

 
 
 
 

 

 
 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 5 Rheinisch-Bergischer Kreis, Amt 67, Am Rübezahlweg 7, 51469 Bergisch 
Gladbach 

  

 
 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 6 Stadt Leverkusen, FB Umwelt, Untere Wasserbehörde 
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 Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1) 

Das gesamtstädtische Seveso-II-Konzept soll als gemeindliches Entwick-
lungskonzept  durch den Rat der Stadt Leverkusen beschlossen und zu-
künftig gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) im Rahmen der 
Bauleitplanung und auch in Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt wer-
den. Es handelt sich dabei um eine informelle Planung, deren verbindliche 
Umsetzung den förmlichen Bauleitplänen (Flächennutzungsplan, Bebau-
ungsplan) und sonstigen städtebaulichen Instrumenten vorbehalten bleibt. 
Das gesamtstädtische Seveso-II-Konzept gilt nicht für bestehende städte-
bauliche Situationen, sondern nur für neue Entwicklungen bzw. die Ansied-
lung schutzbedürftiger Nutzungen innerhalb der angemessenen Abstände. 
Mit der Erarbeitung des gesamtstädtischen Seveso-II-Konzepts sind keine 
Eingriffe in Wasserschutzgebiete, hochwassergefährdete Bereiche o. ä. 
verbunden. 

Die Untere Wasserbehörde (UWB) weist in ihrer Stellungnahme darauf hin, 
dass im Betriebsbereich und im gutachterlich ermittelten angemessenen 
Abstand der Dynamit Nobel GmbH Grundwassermessstellen vorhanden 
sind (vgl. Anlage zur Stellungnahme). Die Ermittlung des angemessenen 
Abstands erfolgt auf Grundlage des Leitfadens „Empfehlungen für Abstände 
zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbe-
dürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50  
BImSchG“ (KAS-18), dessen Abstandsempfehlungen sich explizit nur auf 
das Schutzgut Mensch bzw. dessen Leben und körperliche Unversehrtheit 
richtet. Als schutzbedürftig gelten z. B. Gebiete, die der Vogelschutzrichtli-
nie, der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie oder nationalen Landschaftsschutz-
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gebietsregelungen unterliegen, wie auch Gewässer, die unter die EU-
Wasserrahmenrichtlinie fallen (vgl. KAS-18, S. 6). Aus diesem Grund wer-
den im gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept Grundwassermessstellen, 
Trinkwasserschutzgebiete, hochwassergefährdete Bereiche etc. nicht be-
trachtet. 

 

Zu 2) 

Im Hinblick auf den CHEMPARK weist die UWB in ihrer Stellungnahme da-
rauf hin, dass aufgrund des benachbarten festgesetzten Überschwem-
mungsgebietes des Rheins und der Lage im hochwassergefährdeten Be-
reich die Vorgaben der europäischen Hochwasserrisikomanagementrichtli-
nie umzusetzen sind. Diese Vorgaben sind durch die Betreiber der Störfall-
betriebe und die Genehmigungsbehörde (im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren) zu berücksichtigen. Für die Erarbeitung des ge-
samtstädtischen Seveso-II-Konzepts sind diese Belange nicht relevant, weil 
damit keine Eingriffe in Wasserschutzgebiete, hochwassergefährdete Berei-
che o. ä. verbunden sind. Es handelt sich um eine informelle Planung, die 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) in der Bauleitplanung zu 
berücksichtigen ist. Die verbindliche Umsetzung der Inhalte des gesamt-
städtischen Seveso-II-Konzepts erfolgt durch die förmlichen Bauleitpläne 
(Flächennutzungsplan, Bebauungsplan) und in Baugenehmigungsverfahren. 

Die UWB sagt in ihrer Stellungnahme aus, dass im Betriebsbereich und im 
gutachterlich ermittelten angemessenen Abstand des CHEMPARK Grund-
wassermessstellen vorhanden sind (vgl. Anlage zur Stellungnahme). Die 
Ermittlung des angemessenen Abstands erfolgt auf Grundlage des Leitfa-
dens „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der 
Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bau-
leitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG“ (KAS-18), dessen Abstandsemp-
fehlungen sich explizit nur auf das Schutzgut Mensch bzw. dessen Leben 
und körperliche Unversehrtheit richtet. Als schutzbedürftig gelten z. B. Ge-
biete, die der Vogelschutzrichtlinie, der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie oder 
nationalen Landschaftsschutzgebietsregelungen unterliegen, wie auch Ge-
wässer, die unter die EU-Wasserrahmenrichtlinie fallen (vgl. KAS-18, S. 6). 
Aus diesem Grund werden im gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept 
Grundwassermessstellen, Trinkwasserschutzgebiete, hochwassergefährde-
te Bereiche etc. nicht betrachtet. 

 

 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 7 Stadt Leverkusen, FB Umwelt, Untere Landschaftsbehörde 
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 Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1) 

Das gesamtstädtische Seveso-II-Konzept soll als gemeindliches Entwick-
lungskonzept durch den Rat der Stadt Leverkusen beschlossen und zukünf-
tig gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) im Rahmen der Bau-
leitplanung und auch in Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt werden. 
Es handelt sich um eine informelle Planung, deren verbindliche Umsetzung 
den förmlichen Bauleitplänen (Flächennutzungsplan, Bebauungsplan) und 
sonstigen städtebaulichen Instrumenten vorbehalten bleibt. Das gesamt-
städtische Seveso-II-Konzept gilt nicht für bestehende städtebauliche Situa-
tionen, sondern nur für neue Entwicklungen bzw. die Ansiedlung schutzbe-
dürftiger Nutzungen innerhalb der angemessenen Abstände. Mit der Erar-
beitung des gesamtstädtischen Seveso-II-Konzepts sind keine Eingriffe in 
Natur und Landschaft verbunden. 

Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie 96/82/EG (Seveso-II-Richtlinie, zuletzt geändert 
2003) besagt, dass zwischen Störfallbetrieben und schutzbedürftigen Ge-
bieten ein angemessener Abstand gewahrt bleiben muss und dass bei be-
stehenden Betrieben zusätzliche technische Maßnahmen zu ergreifen sind, 
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um eine Zunahme der Gefährdung der Bevölkerung zu verhindern. Dieser 
Artikel wurde in § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in natio-
nales Recht umgesetzt. Demnach sind bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 
einander so zuzuordnen, dass die Auswirkungen eines Störfalls auf schutz-
bedürftige Gebiete so weit wie möglich vermieden werden. Zu den schutz-
bedürftigen Gebieten zählen auch unter dem Gesichtspunkt des Natur-
schutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete. 

Der Stellungnahme der Unteren Landschaftsbehörde (ULB) ist zu entneh-
men, dass im angemessenen Abstand (unter Berücksichtigung der Entwick-
lungsmöglichkeiten des Betriebsbereichs) des CHEMPARK im Wesentli-
chen keine Naturschutzgebiete liegen. Die Planungszone 2 tangiert jedoch 
die Dhünn, die in diesem Bereich als FFH-Gebiet festgesetzt ist. Die ULB 
weist in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass die Dhünn im Rahmen der 
anstehenden Neuaufstellung des Landschaftsplans aufgrund der hier vor-
kommenden wertgebenden Arten durchgehend im Stadtgebiet als Natur-
schutzgebiet ausgewiesen soll. Dies betrifft sowohl Bereiche im angemes-
senen Abstand des CHEMPARK als auch des Entsorgungszentrums in 
Bürrig.  

Ergänzend ist anzuführen, dass die Landschaftsschutzgebiete entlang der 
Wupper nördlich des Entsorgungszentrums in Bürrig aufgrund der dort vor-
kommenden Arten ebenfalls als naturschutzwürdig anzusehen sind. Diese 
Flächen liegen im angemessenen Abstand des Entsorgungszentrums. 

 

Die Überschneidung von angemessenen Abständen und Schutzgebieten 
kommt dadurch zustande, dass der angemessene Abstand eines Betriebs-
bereichs auf Grundlage des Leitfadens „Empfehlungen für Abstände zwi-
schen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürfti-
gen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG“ 
(KAS-18) ermittelt wird, dessen Abstandsempfehlungen sich explizit nur auf 
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das Schutzgut Mensch bzw. dessen Leben und körperliche Unversehrtheit, 
nicht aber andere nach § 50 Satz 1 BImSchG schutzbedürftige Gebiete be-
ziehen. Als schutzbedürftig gelten z. B. Gebiete, die der Vogelschutzrichtli-
nie, der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie oder nationalen Landschaftsschutz-
gebietsregelungen unterliegen, wie auch Gewässer, die unter die EU-
Wasserrahmenrichtlinie fallen (vgl. KAS-18, S. 6). Aus diesem Grunde wer-
den im technischen Gutachtenteil unter dem Gesichtspunkt des Naturschut-
zes besonders wertvolle Gebiete nicht betrachtet bzw. aufgeführt. 

Die Seveso-II-Thematik soll fachplanerisch bei der Neuaufstellung des 
Landschaftsplans betrachtet werden. Artenschutzrechtliche Belange werden 
– soweit notwendig – bereits heute bei der Ansiedlung oder (wesentlichen) 
Änderung einer Störfallanlage im immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren nach §§ 4 und 16 BImSchG betrachtet und bewertet.  

 

Zu 2) 

Die ULB weist in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass im angemessenen 
Abstand der Dynamit Nobel GmbH das Naturschutzgebiet „Kiesgrube am 
Südring“ sowie der Sonnecksee liegen, der im Rahmen der Neuaufstellung 
des Landschaftsplans aufgrund seiner Wertigkeit als Naturschutzgebiet 
ausgewiesen werden soll. 

Die Überschneidung von angemessenen Abständen und Schutzgebieten 
kommt dadurch zustande, dass der angemessene Abstand eines Betriebs-
bereichs auf Grundlage des Leitfadens „Empfehlungen für Abstände zwi-
schen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürfti-
gen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG“ 
(KAS-18) ermittelt wird, dessen Abstandsempfehlungen sich explizit nur auf 
das Schutzgut Mensch bzw. dessen Leben und körperliche Unversehrtheit, 
nicht aber andere nach § 50 Satz 1 BImSchG schutzbedürftige Gebiete be-
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ziehen. Als schutzbedürftig gelten z. B. Gebiete, die der Vogelschutzrichtli-
nie, der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie oder nationalen Landschaftsschutz-
gebietsregelungen unterliegen, wie auch Gewässer, die unter die EU-
Wasserahmenrichtlinie fallen (vgl. KAS-18, S. 6). Aus diesem Grunde wer-
den im technischen Gutachtenteil unter dem Gesichtspunkt des Naturschut-
zes besonders wertvolle Gebiete nicht betrachtet bzw. aufgeführt. 

Die Seveso-II-Thematik soll fachplanerisch bei der Neuaufstellung des 
Landschaftsplans betrachtet werden. Artenschutzrechtliche Belange werden 
– soweit notwendig – bereits heute bei der Ansiedlung oder (wesentlichen) 
Änderung einer Störfallanlage im immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren nach §§ 4 und 16 BImSchG betrachtet und bewertet.  

 

 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

  



Anlage 7 zur Vorlage Nr. 2015/0666  - 24 - 

 

T 8 LANUV NRW, Leibnizstr. 10, 45659 Recklinghausen 
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7) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1) 

Die in das technische Gutachten eingeflossenen Teilgutachten zu den ein-
zelnen Betriebsbereichen (einschließlich Szenarien) wurden durch die mit 
der Ermittlung der angemessenen Abstände beauftragten TÜV Rheinland 
Industrie Service GmbH als nach § 29 a BImSchG anerkannten Sachver-
ständigen vor ihrer Freigabe der Bezirksregierung Köln zur Prüfung vorge-
legt, die ihrerseits das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
(LANUV) beteiligt hat. 

 

Zu 2) 

Das gesamtstädtische Seveso-II-Konzept soll als gemeindliches Entwick-
lungskonzept  durch den Rat der Stadt Leverkusen beschlossen und zu-
künftig gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) im Rahmen der 
Bauleitplanung und auch in Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt wer-
den. Es handelt sich bei dem gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept um eine 
informelle Planung, deren verbindliche Umsetzung den förmlichen Bauleit-
plänen (Flächennutzungsplan, Bebauungsplan) und sonstigen städtebauli-
chen Instrumenten vorbehalten bleibt. 

Die missverständliche Formulierung „soll gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB 
als gemeindliches Entwicklungskonzept beschlossen werden“ wurde im ge-
samtstädtischen Seveso-II-Konzept entsprechend dem 1. Absatz zu 2) ge-
ändert. 

Während der technische Gutachtenteil der Ermittlung der angemessenen 
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Abstände auf Grundlage des Leitfadens „Empfehlungen für Abstände zwi-
schen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürfti-
gen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG“ 
(KAS-18) dient, stellt der konzeptionelle Gutachtenteil eine Umsetzung des 
Art. 12 Abs. 1 Seveso-II-Richtlinie (Abstandsgebot) und somit der aktuellen 
Rechtsprechung zu dessen Auslegung dar. Zu nennen sind das Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs (Az.: C-53/10, Urteil vom 15.09.2011; im weite-
ren Verlauf kurz EuGH) und des Bundesverwaltungsgerichts (Az.: 4 C 
11.11, Urteil vom 20.12.2012; im weiteren Verlauf kurz BVerwG) im so ge-
nannten „Mücksch-Fall“ (Anmerkung: Ansiedlung eines bereits positiv be-
schiedenen Gartenmarktes im unbeplanten baulichen Innenbereich in nur 
250 m Entfernung von einem Betriebsbereich).   

Auf Grundlage der Rechtsprechung zur Auslegung des Abstandsgebots 
wird im konzeptionellen Gutachtenteil eine Gliederung des Stadtgebiets, 
welches innerhalb der gutachterlich ermittelten angemessenen Abstände 
liegt, in Planungszonen vorgenommen. In den Planungszonen 1 und 2 sind 
Nutzungseinschränkungen regelmäßig zu erwarten. Aussagen zur Zulässig-
keit bzw. Vertretbarkeit eines Vorhabens innerhalb der Planungszonen kön-
nen bereits bei der Vorprüfung getroffen werden.  

Durch die Gliederung des Stadtgebiets in Planungszonen wird auch dem in 
§ 34 Abs. 1 BauGB formulierten Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme 
Rechnung getragen. So dürfen in Planungszone 1 zukünftig keine schutz-
bedürftigen Nutzungen mehr angesiedelt werden, um ein erstmaliges Her-
anrücken an den Betriebsbereich zu verhindern. Diese Nutzungseinschrän-
kungen dienen zum einen dem Schutz der Bevölkerung vor schädlichen 
Auswirkungen im Ereignisfall. Zudem sollen die Entwicklungsmöglichkeiten 
der Betreiber, welche bereits bei der Ermittlung der angemessenen Abstän-
de berücksichtigt worden sind, nicht eingeschränkt werden. Im Umkehr-
schluss sollen sich die Betriebsbereiche nur in einem Umfang weiterentwi-
ckeln können, dass sich die ermittelten angemessenen Abstände (ein-
schließlich Entwicklungsmöglichkeiten) nicht vergrößern. Durch Entwicklun-
gen innerhalb der Betriebsbereiche muss die Stadtentwicklung möglich und 
zulässig bleiben. 

 

Zu 3) 

Die in der Stellungnahme des LANUV aufgeführten Nutzungen (Tankstellen, 
Autohäuser) werden im gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept als nicht 
schutzbedürftig eingestuft, da sie ein nur geringes, zielgerichtetes Publi-
kumsaufkommen erzeugen. Im Ereignisfall können Verkaufsräume als 
Fluchtmöglichkeit genutzt werden. Insbesondere bei Autohäusern ist in der 
Regel die Zahl der Mitarbeiter größer als die der Kunden, so dass eine an-
gemessene Betreuung gewährleistet ist.  

 

Zu 4) 

Das technische Gutachten zur Ermittlung und Berechnung von Störablaufs-
zenarien hinsichtlich möglicher Brand- und Explosionsereignisse für den 
nördlichen Bereich des CHEMPARK Leverkusen hat zum Ergebnis, dass 
nur in drei Bereichen Auswirkungen durch Brandereignisse (Wärmestrah-



Anlage 7 zur Vorlage Nr. 2015/0666  - 28 - 

 

lung) außerhalb des Betriebsbereichs entstehen können. Eine neue Festle-
gung der Linie B ist nicht erforderlich. 

Die Ergebnisse dieses technischen Ergänzungsgutachtens sind in den kon-
zeptionellen Gutachtenteil eingeflossen.  

 

Zu 5) 

Die Gliederung des Stadtgebiets in Planungszonen basiert auf dem in Art. 
12 Abs. 1 Seveso-II-Richtlinie formulierten Abstandsgebot und der aktuellen 
Rechtsprechung zu dessen Auslegung. Die Forderung nach der Einhaltung 
eines angemessenen Abstands zwischen Störfallbetrieben und schutzbe-
dürftigen Nutzungen bedeutet nicht, dass innerhalb der angemessenen Ab-
stände alle Vorhaben zwingend abzulehnen sind (vgl. EuGH, Rn. 42, 46).  
Wenn im jeweiligen Einzelfall gewichtige Belange für die Zulassung spre-
chen, darf eine schutzbedürftige Nutzung den angemessenen Abstand un-
terschreiten (vgl. BVerwG, Rn. 22). Die angemessenen Abstände sind somit 
nicht alleiniges Genehmigungs- oder Ablehnungskriterium (vgl. EuGH, Rn. 
45). Dennoch sollen Abstände dort, wo sie bereits eingehalten werden, ge-
wahrt bleiben und für die Zukunft als langfristiges Ziel aufgestellt werden, 
wenn sie noch nicht umgesetzt worden sind (vgl. EuGH, Rn. 47). Insbeson-
dere darf es nicht zu einer Schaffung neuer Gemengelagen oder dem erst-
maligen Heranrücken einer schutzbedürftigen Nutzung an einen Störfallbe-
trieb kommen (vgl. BVerwG, Rn. 24, 34). 

In Planungszone 1 dürfen zukünftig keine schutzbedürftigen Nutzungen an-
gesiedelt werden, da dann ein erstmaliges Heranrücken einer schutzbedürf-
tigen Nutzung an einen Betriebsbereich vorläge. Die Verwaltung hat daher 
Nutzungen definiert, die in Planungszone 1 zulässig bzw. nicht zulässig 
sind. Zu den zulässigen Nutzungen zählen öffentlich genutzte Gebäude, die 
durch maximal 100 Besucher gleichzeitig genutzt werden (vgl. konzeptionel-
ler Gutachtenteil, Kap. 5.3.1). Dieser Wert ist dem § 75 Abs. 5 Nr. 2 des 
Entwurfs der Landesbauordnung für Nordrhein-Westfalen entlehnt (Beteili-
gung der Angrenzer und der Öffentlichkeit bei Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung öffentlich zugänglicher baulicher Anlagen innerhalb des 
Achtungsabstands eines Betriebsbereichs). 

 

Zu 6) 

Eine Entwicklung des Stadtgebiets in Planungszone 2 wie bisher ist er-
wünscht. Daher soll die Ansiedlung schutzbedürftiger Nutzungen zukünftig 
unter bestimmten Voraussetzungen zulässig sein. So müssen gewichtige 
(sozioökonomische) Gründe für die Ansiedlung sprechen und der Gebiets-
charakter im Sinne der Baunutzungsverordnung muss gewahrt bleiben. 
Darüber hinaus sind neue schutzbedürftige Vorhaben mit technischen und 
ggf. organisatorischen Schutzmaßnahmen zu versehen. Die größte Gefahr 
bei einem Ereignisfall besteht bei den Leverkusener Betriebsbereichen – 
und hier insbesondere Dynamit Nobel GmbH und CHEMPARK – in der 
Ausbreitung toxischer Gase. Als sinnvollste Schutzmaßnahmen benennt der 
Gutachter geschlossene Türen und Fenster (ohne Zwangslüftung) sowie 
abschaltbare Lüftungsanlagen. Die zu ergreifenden Maßnahmen sind je-
doch immer auf das jeweilige Bauobjekt anzupassen. Ausgehend davon soll 
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ein Maßnahmenkatalog als Arbeitshilfe für die Bauaufsicht entwickelt wer-
den, der aber keinen Bestandteil des gesamtstädtischen Seveso-II-
Konzepts darstellt. 

 

Zu 7) 

Die Forderung nach der Einhaltung eines angemessenen Abstands zwi-
schen Störfallbetrieben und schutzbedürftigen Nutzungen bedeutet nicht, 
dass innerhalb der angemessenen Abstände alle Vorhaben zwingend abzu-
lehnen sind (vgl. EuGH, Rn. 42, 46).  Wenn im jeweiligen Einzelfall gewich-
tige Belange für die Zulassung sprechen, darf eine schutzbedürftige Nut-
zung den angemessenen Abstand unterschreiten (vgl. BVerwG, Rn. 22). 
Dennoch sollen Abstände dort, wo sie bereits eingehalten werden, gewahrt 
bleiben und für die Zukunft als langfristiges Ziel aufgestellt werden, wenn sie 
noch nicht umgesetzt worden sind (vgl. EuGH, Rn. 47). Insbesondere darf 
es nicht zu einer Schaffung neuer Gemengelagen oder dem erstmaligen 
Heranrücken einer schutzbedürftigen Nutzung an einen Störfallbetrieb 
kommen (vgl. BVerwG, Rn. 24, 34). 

In Planungszone 2 ist die Ansiedlung schutzbedürftiger Nutzungen grund-
sätzlich zulässig, sofern gewichtige (sozioökonomische) Gründe für die An-
siedlung sprechen und der Gebietscharakter im Sinne der Baunutzungsver-
ordnung gewahrt bleibt. Hinzu kommen vorhabenbezogene Schutzmaß-
nahmen (vgl. Ausführungen zu 6). 

Der konzeptionelle Gutachtenteil wurde zur Verdeutlichung um die Formu-
lierung ergänzt, dass bei der Neuansiedlung zum einen die sozioökonomi-
schen Faktoren überwiegen müssen und zum anderen die Zahl der von ei-
nem möglichen Störfall betroffenen Personen sich nicht (signifikant) erhö-
hen darf. 

 

 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird teilweise gefolgt. 
 
Zu 2) Die missverständliche Formulierung „soll gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 
BauGB als gemeindliches Entwicklungskonzept beschlossen werden“ wurde 
im gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept entsprechend dem 1. Absatz zu 2) 
geändert. 

Zu 7) Der konzeptionelle Gutachtenteil wurde zur Verdeutlichung um die 
Formulierung ergänzt, dass bei der Neuansiedlung zum einen die sozioöko-
nomischen Faktoren überwiegen müssen und zum anderen die Zahl der von 
einem möglichen Störfall betroffenen Personen sich nicht (signifikant) erhö-
hen darf. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 
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T 9 Stadt Köln, Willy-Brandt-Platz 2, 50679 Köln 
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 Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die angemessenen Abstände für den CHEMPARK Leverkusen sowie die 
Dynamit Nobel GmbH sind in den Abbildungen des gesamtstädtischen Se-
veso-II-Konzepts nur bis zur Stadtgrenze Leverkusens dargestellt. Wie die 
Abstandsgrenzen auf Kölner Stadtgebiet weiterverlaufen, ist der Stadt Le-
verkusen nicht bekannt. 
 
Die Gliederung des Stadtgebiets innerhalb der angemessenen Abstände in 
Planungszonen basiert auf dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
20.12.2012, wonach es bei Neuplanungen kein Heranrücken schutzbedürf-
tiger Nutzungen an einen Betriebsbereich und keine Schaffung neuer Ge-
mengelagen geben darf.  

 

 
 
 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 10 Gemeindeverwaltung Odenthal, Altenberger-Dom-Str. 31, 51519 Odenthal  

 

 
 

 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 11 Stadt Burscheid, Höhestr. 7-9, 51399 Burscheid 

  

 
 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 12 Stadt Langenfeld Rhld., Konrad-Adenauer-Platz 1, 40764 Langenfeld 

 

 
 

 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 13 Stadt Berg. Gladbach, Wilhelm-Wagener-Platz, 51429 Bergisch Gladbach 

  

 
 Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 14 Bezirksregierung Köln, Dez. 53, Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1) 
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5) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6) 

 
 
 

 
 
 

 Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1) 

Die Seveso-II-Problematik ist aufgrund der Nähe der Verkehrstrassen z. B. 
im Planfeststellungsverfahren von Autobahnen und Schienenwegen durch 
den jeweiligen Planungsträger zu berücksichtigen. 

 

Zu 2) 

Eine Stellungnahme ist nicht erforderlich. 

 

Zu 3) 

Der mit der Erarbeitung des gesamtstädtischen Seveso-II-Konzepts beauf-
tragte Sachverständige hat zu den zu untersuchenden Störfallbetrieben je-
weils eine Einzelfallbetrachtung erstellt, in der Ausbreitungsberechnungen 
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und somit die Berechnung der angemessenen Abstände durchgeführt wur-
den. Diese Einzelfallbetrachtungen sind vor Freigabe zur Verwendung der 
Daten für das gesamtstädtische Seveso-II-Konzept durch die Betreiber sei-
tens des Sachverständigen zur Prüfung an die Bezirksregierung Köln ge-
sandt worden. Die Bezirksregierung Köln wiederum hat die Unterlagen zur 
Prüfung an das Landesamt für Umwelt, Natur und Verbraucherschutz Nord-
rhein-Westfalen (LANUV) weitergeleitet. 

 

Zu 4) 

Das technische Gutachten zur Ermittlung und Berechnung von Störablaufs-
zenarien hinsichtlich möglicher Brand- und Explosionsereignisse für den 
nördlichen Bereich des CHEMPARK Leverkusen hat zum Ergebnis, dass 
nur in drei Bereichen Auswirkungen durch Brandereignisse (Wärmestrah-
lung) außerhalb des Betriebsbereichs entstehen können. Die Ergebnisse 
dieses technischen Ergänzungsgutachtens sind in den konzeptionellen Gut-
achtenteil eingeflossen.  

 

Zu 5) 

Eine Stellungnahme ist nicht erforderlich. 

 
Zu 6) 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 


